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Stellungnahme zur Haushaltssatzung und zum Haushaltsplan 2024 
des Landkreises Schmalkalden-Meiningen 
Vorlage: 0858/2023 
 
Sehr geehrte Herr Vorsitzender, sehr geehrte Frau Landrätin,  
werte Kolleginnen und Kollegen Kreisräte, werte Bürgerinnen und Bürger,  
sehr geehrte Vertreter der Presse, 
 
zu Beginn meiner Haushaltsrede möchte ich es nicht versäumen, mich im Namen unserer 
Fraktion für die geleistete Arbeit der Mitarbeiter der Verwaltung im vergangenen Jahr zu 
bedanken. Gerade unter den Bedingungen der letzten Jahre, dem nahtlosen Übergang der 
Corona- zur Energie- und Migrationskrise sind da ganz enorme Herausforderungen zu 
schultern. Herzlichen Dank dafür.  
 
Ein ganz besonderer Dank geht an unseren neuen Kreiskämmerer Herrn Apsel der sich in 
diesem Jahr zum ersten Mal den bohrenden Fragen unsere Fraktion in der jährlichen 
Haushaltsklausur stellen musste. Das hat er fachlich versiert und sehr gut vorbereitet über die 
Bühne gebracht.  
 
Bevor ich nun auf einige wesentliche Punkte des Entwurfes zum Haushaltplan 2024 eingehe, 
möchte ich einmal nachdrücklich appellieren, wieder zurückzukehren zu den üblichen 
Zeiträumen zwischen Einbringung des Haushaltes und der Haushaltsdebatte im Kreistag. 
Immerhin haben die Kreisräte im Ehrenamt sich mit einem Entwurf von 517 Seiten intensiv 
auseinanderzusetzen. Da ist unnötiger Zeitdruck ein schlechter Berater. Wir gehen daher 
davon aus, dass dies ein einmaliger Umstand aufgrund des Personalwechsels war. 
 
Widmen wir uns aber nun dem Haushalt selbst. Die Rahmendaten hat der Kämmerer / die 
Landrätin schon eingehend vorgestellt, das möchte ich mit Blick auf die Zeit nicht 
wiederholen. Stattdessen möchte ich den Blick auf einige Punkte des Haushaltes lenken, die 
aus unserer Sicht wichtig sind. 
 
Betrachtet man den Haushalt insgesamt, muss man schon das Gefühl bekommen, er wurde 
unter dem Credo aufgestellt: „Bloß nicht anecken!“ – Es gibt fast keine Positionen, die nicht 
schon durch Beschlüsse des Kreistages untermauert oder durch die Gesetzeslage vorgegeben 
wären. Daher beschränken sich unsere Kritikpunkte auf wenige Stellen. 
 
Bei der Betrachtung der Einzelpläne im Haushalt stechen insbesondere die Einzelpläne 4 und 
7 aufgrund der überproportionalen Anstiege heraus.  
Im Einzelplan 4- Soziale Sicherung verzeichnen wir einen Anstieg des Zuschussbedarfes 
durch den Landkreis von über 9 Mio. Euro. Das entspricht einem Anstieg von 14,7% innerhalb 
eines Jahres! Der Einzelplan 4 macht mit Gesamtausgaben von 135,1 Mio. Euro 53,8% des 
Verwaltungshaushaltes aus. Mehr als die Hälfte unseres Verwaltungshaushaltes, also des 
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Durchführungshaushaltes wird durch den Bereich Soziale Sicherung verausgabt. Nur damit 
kein falscher Eindruck entsteht, das haben nicht die Mitarbeiter des Bereiches zu 
verantworten, das sind Ausgaben, zu denen wir aufgrund gesetzlicher Vorgaben verpflichtet 
sind! Das halten wir auf Dauer nicht durch! Insbesondere bei diesen Anstiegsraten!  
 
Wenn man dann noch tiefer in die Pläne eintaucht, erfährt man auch woher diese Anstiege 
innerhalb eines Jahres! resultieren. Das mag der eine oder andere nicht hören wollen, aber es 
ist nun einmal die Realität in Zahlen in diesem Haushaltsplan:  
 
41320.67402  Krankenbehandlung Ukrainegeflüchtete §264 Abs. 7 SGB V:   

250T€ -> 700T€ verdreifacht 
41500.73514 Altersrente Ukrainegeflüchtete: 200T€ -> 500 T€ verdoppelt  
42120.79200 Geldleistungen nach AsylLG -> mehr als verdoppelt 
42131.79200 Barleistungen nach AsylLG -> fast verdoppelt 
42421.79200 Soziale Betreuung nach AsylLG -> verdreifacht 
45570.77130 Heimkosten-> +2 Mio. €, explodieren 
45830.77130 Betreuung UMAS -> 700T€ auf 1 Mio € 
 
Das ist nur ein kleiner Auszug aus diesem Einzelplan. Die Kostenanstiege sind bei weitem 
nicht nur inflations- oder tarifbedingt. Verschärft wird das Ganze noch durch die 
umfangreichen Regelbedarfsanpassungen im Bürgergeld ab 2024, die auch für die 
Ukrainegeflüchteten aufgrund des Rechtskreiswechsels gelten. Bei der Geschwindigkeit mit 
der wir in diesem Bereich Kostenanstiege verzeichnen, muss man sich die Frage stellen, wer 
das eigentlich noch alles erwirtschaften soll? Schließlich fällt das Geld ja nicht vom Himmel 
und der Kreis derer, die es erwirtschaften sollen, wird durch die allgemeine demografische 
Entwicklung immer kleiner und durch falsche Anreize im Sozialsystem noch verschärft. 
 
Da fällt mir das Zitat unseres ehemaligen Bundespräsidenten ein, der einmal sinngemäß 
gesagt hat: „Unser Herz ist groß, aber unsere Mittel sind endlich.“  
 
Und aus dieser Erkenntnis heraus, haben wir die Debatte innerhalb des Landkreises 
angestoßen, um dort finanziell und personell Entlastung in diesem Bereich zu schaffen, wo 
der Landkreis selbst Einfluss nehmen kann. Da können wir uns die 
Zuständigkeitsbefindlichkeiten nach eigenem und übertragenem Wirkungskreis schlicht 
nicht mehr leisten. Da ist entschiedenes Handeln gefragt, um unnötige Anreize abzuschaffen. 
 
Umso mehr freut es mich, dass nun die von uns angeregte Sondersitzung des Kreistages am 
25.01.2024 stattfinden soll. Damit wir dort nicht nur die Lage beraten, sondern auch kluge 
Entscheidungen, z.B. zur Einführung einer Geldkarte oder die Schaffung von 
Arbeitsgelegenheiten, treffen können. 
 
 
Ein weiterer Einzelplan, der hervorsticht, ist der Einzelplan 7, insbesondere der UA 79200 
Förderung ÖPNV. Lagen wir 2018 noch bei einem Zuschussbedarf von rund 5 Mio €. Liegen 
wir 2024 bei rund 9,15 Mio €. Das entspricht alleine von 2023 auf 2024 einem Anstieg des 
Zuschussbedarfes von 15%. Steigen die Zuschussbedarfe durch Energiekosten, 
Personalkosten, Inflation und die Vorgaben zum nachhaltigen Flottenumbau weiterhin so 
rasant, wird der ÖPNV im ländlichen Raum schlichtweg unbezahlbar. Während der 
Zuschussbedarf durch den Landkreis Jahr für Jahr überproportional wächst, macht sich der 
Freistaat Thüringen mit einem gleichbleibenden Zuschuss von rund 1 Mio. € seit Jahren einen 
schlanken Fuß bei der Finanzierung. Hier muss der Freistaat dringend seiner Verantwortung 



 
    

 

gegenüber dem ländlichen Raum gerecht werden. Außerdem sollten wir uns auch verstärkt 
mit neuen Konzepten zur Beförderung im ländlichen Raum beschäftigen, wie zum Beispiel 
den erfolgreichen Bürgerbus-Projekt in Floh-Seligenthal oder jetzt ganz neu in Breitungen. 
Wir müssen den ÖPNV im ländlichen Raum neu denken und finanztechnisch auf neue Füße 
stellen. Wenn der ÖPNV irgendwann eine echte und brauchbare Alternative zum Zweitwagen 
im ländlichen Raum sein soll, muss der Schwerpunkt der ÖPNV-Förderung künftig auch im 
ländlichen Raum liegen, auch für die Landesregierung. Denn der ÖPNV wird nur dann eine 
echte Alternative, wenn ich mit dem ÖPNV jederzeit verlässlich mit kurzen Wartezeiten auf 
Arbeit komme und auch wieder nach Hause. Alles andere wird nicht funktionieren. 
 
Über alle Einzelpläne hinweg machen uns die steigenden Personalkosten zu schaffen. Die 
steigen um 3,6 Mio € von 43,1 Mio € auf 46,7 Mio € also um 8,5%. Auch das halten wir in diesen 
Anstiegsgrößen nicht auf Dauer durch, da sich das ja auch auf die Bereiche überall 
durchschlägt. Auch wenn der Aufwuchs im Stellenplan für das kommende Haushaltsjahr 
moderat und sachlich begründet ist, muss unser Ziel insbesondere auf der politischen Ebene 
sein, sich nicht immer neue Aufgaben für die Verwaltung auszudenken, sondern die 
Entwicklung des Stellenplanes auch der demografischen Entwicklung im Landkreis 
anzupassen. 
 
Im Vermögenshaushalt begrüßen wir natürlich die vorgesehenen Investitionen in unsere 
Schulen in Höhe von 8,4 Mio €. Die über alle bisherigen Landräte hinweg vom Kreistag 
mitgetragen werden, weil wir es als eine Investition in unser aller Zukunft ansehen, wenn wir 
für gute Lernbedingungen für unseren Nachwuchs sorgen. 
 
Beim Projekt zum Neubau der Inselbergschanze (VMH 55000.98202) werden wir unserem 
Kreistagsbeschluss gerecht, allerdings sehen wir es als geboten an, dort einen 
entsprechenden Begleitantrag zu stellen, bis das notwendige Baurecht an dieser Stelle durch 
die Gemeinde geschaffen wurde.  
 
In der Gesamtbetrachtung begrüßen wir natürlich ausdrücklich, dass der Hebesatz für die 
Kreisumlage auch in diesem Jahr wieder stabil gehalten werden konnte und wir damit mit 
dem niedrigsten Hebesatz aller Landkreise in Thüringen auch unseren Kommunen nicht 
noch zusätzliche Lasten aufbürden müssen. Zur Ehrlichkeit gehört aber dazu, dass aufgrund 
der veränderten Grundlagedaten trotzdem von den Kommunen insgesamt 2,5 Mio € mehr 
aufgebracht werden müssen. 
 
Der Landkreis Schmalkalden-Meiningen verfügt auch weiterhin über eine solide 
Finanzgrundlage, weil die Landräte und Kreistage in der Vergangenheit die richtigen Weichen 
gestellt haben. Wir müssen aber gleichzeitig auch zur Kenntnis nehmen, dass wir einen 
ausgeglichenen Haushalt in diesen und den nächsten Jahren nur zulasten unserer Rücklagen 
aufstellen können. Auf gut Deutsch wir leben von unseren Ersparnissen.  
 
Der Vermögenshaushalt darf nie dauerhaft den Verwaltungshaushalt finanzieren, wie das 
aktuell der Fall ist. Das ist auf Dauer nicht gesund für unseren Landkreis.  
 
Auch der Haushaltsplan 2024 kämpft also unzweifelhaft wieder mit Unwägbarkeiten, wie 
bereits in den Vorjahren. 
 
Unsere Aufgabe als Kreisräte ist es jedoch zuallererst das Leben unserer Bürger jeden Tag ein 
Stückchen besser zu machen, mit den Mitteln, die uns zur Verfügung stehen. So verstehen wir 
als CDU-Fraktion unsere Aufgabe in diesem Gremium. Wir wollen Ideen einzubringen und aus 



 
    

 

unserer Sicht wichtige Dinge mit anschieben, wie in einem früheren Tagesordnungspunkt 
heute die Aufhebung der Schulbezirke innerhalb unseres Landkreises. Aus diesem Grund 
wägen wir sorgsam ab, welche Dinge wir im Haushalt unterstützen können und welche aus 
unserer Sicht diskussionswürdig sind.  
 
Auch in diesem Jahr setzt sich der Trend der Vorjahre fort, dass sich der finanzielle Spielraum 
des Landkreises immer mehr einschränkt, allen voran durch die unzureichende 
Ausfinanzierung gesetzlicher Vorgaben höherer legislativer Ebenen. Auch hier möchte ich 
noch einmal deutlich auf die explodierenden Sozialkosten verweisen, die uns auf diesem 
Niveau über kurz oder lang unsere Leistungsfähigkeit kosten werden. Die meisten anderen 
Fragen konnte uns der Kämmerer im Haupt- und Finanzausschuss und in unserer 
Haushaltsklausur erläutern und plausibel darlegen. 
 
Aus heutiger Sicht steht unserer Zustimmung zum Haushaltsplan 2024 nichts entgegen. Die 
positiven und notwendigen Dinge überwiegen die diskussionswürdigen deutlich. Außerdem 
ist es wichtig auch im Wahljahr Planungssicherheit für unsere Kommunen und Partner zu 
schaffen und notwendige Investitionen, z.B. in das Schulnetz zu ermöglichen. 
 
Sollten die Prognosen dieses Haushaltsplanes dennoch nicht so eintreffen, wie erwartet, 
müssen wir als Gremium sowieso mittels eines Nachtragshaushaltes unmittelbar reagieren 
und alle Projekte entsprechend ihrer Priorität auf den Prüfstand stellen. Wir werden diesem 
Haushaltsplanentwurf daher zustimmen können, soweit unser Begleitantrag auch Eingang in 
den Haushalt findet.  
 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
  
 
Ralf Liebaug 
Vorsitzender 


